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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 11a AL 13/07 B 
 
L 13 AL 4255/06 (LSG Baden-Württemberg) 
S 5 AL 2057/03 (SG Reutlingen) 
 
 
 
 
.................................................., 
 
 

Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ................................................................, 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Bundesagentur für Arbeit, 
Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
 

Der 11a. Senat des Bundessozialgerichts hat am 15. Oktober 2007 durch 

die Vizepräsidentin   Dr.  W e t z e l - S t e i n w e d e l   sowie den Richter  

Dr.  V o e l z k e   und die Richterin   Dr.  R o o s  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Baden-Württemberg vom 12. Dezember 2006 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde ist unzulässig. Der allein geltend gemachte Zulassungsgrund der Divergenz ist 

nicht in der durch § 160a Abs 2 Satz 3 Sozialgerichtsgesetz (SGG) gebotenen Weise bezeich-

net. 

 

Um eine Abweichung iS des § 160 Abs 2 Nr 2 SGG zu bezeichnen, hat die Beschwerdebegrün-

dung einen Widerspruch im Grundsätzlichen oder ein Nichtübereinstimmen tragender ab-

strakter Rechtssätze in der Entscheidung des Landessozialgerichts (LSG) einerseits und in 

einer Entscheidung zB des Bundessozialgerichts (BSG) andererseits aufzuzeigen (BSG SozR 

1500 § 160a Nr 67) und die in Bezug genommene Entscheidung so zu kennzeichnen, dass sie 

ohne Weiteres aufzufinden ist (BSG SozR 1500 § 160a Nr 14). Dabei muss die Beschwerdebe-

gründung deutlich machen, dass in der angefochtenen Entscheidung eine sie tragende Rechts-

ansicht entwickelt ist und nicht nur etwa ungenaue oder unzutreffende Rechtsausführungen 

oder Rechtsirrtum im Einzelfall die Entscheidung bestimmen (stRspr, ua BSG SozR 1500 

§ 160a Nr 67; BSG, Beschluss vom 27. Juni 2002 - B 11 AL 87/02 B -). 

 

Diesen Anforderungen entspricht die Beschwerdebegründung nicht. Zwar entnimmt die Be-

schwerdebegründung sinngemäß der Entscheidung des BSG vom 20. Oktober 2005 - B 7a AL 

18/05 R (BSGE 95, 176 = SozR 4-4300 § 119 Nr 3) den Rechtssatz, dass Arbeitslosigkeit 

wegen fehlender Eigenbemühungen nur verneint werden kann, wenn die Bundesagentur für 

Arbeit (BA) die allgemeine Obliegenheit zu Eigenbemühungen zuvor ausdrücklich und 

zumutbar konkretisiert hat. Die Beschwerdebegründung formuliert aber keinen abweichenden 

Rechtssatz, der der Entscheidung des LSG zu Grunde liegen könnte. Stattdessen beschränkt 

sie sich darauf darzulegen, dass der Computerausdruck der Beklagten zu den von der Klägerin 

geforderten Eigenbemühungen keine eindeutige Rechtsfolgenbelehrung erkennen lasse und 

die geforderten Bemühungen auch nicht an einem individuellen Maßstab ausgerichtet seien. 

Auch wenn ferner die Vorinstanz die - nach Auffassung der Klägerin rechtswidrige - 

Aufforderung der Beklagten zu Eigenbemühungen gleichwohl als ausreichend angesehen und 

einem Bescheid über die Aufhebung und Erstattung von Arbeitslosenhilfe zu Grunde gelegt hat, 

wird mit Hilfe dieses Vortrags allenfalls eine unrichtige Subsumtion im Einzelfall behauptet, 

nicht jedoch der Zulassungsgrund der Divergenz. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 SGG. 

1 

2 

3 

4 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

